
 
 

 

 

 
Bern, 17. Mai 2017 
 
Adressat/in: 
die Kantonsregierungen 
 
 
Änderung der Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV) –  
Invaliditätsbemessung für teilerwerbstätige Versicherte (gemischte Methode) 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Regierungsmitglieder 
 
Der Bundesrat hat das EDI beauftragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, 
den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, Städte und Berggebie-
te, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft und den interessier-
ten Kreisen zu der geplanten Änderung der Verordnung über die Invalidenversiche-
rung (IVV) - Invaliditätsbemessung für teilerwerbstätige Versicherte (gemischte Me-
thode) - ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 11. September 2017, dies unter Beach-
tung von Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe a des Bundesgesetzes über das Vernehmlas-
sungsverfahren (VlG, SR 172.061), welcher vorsieht, dass unter Berücksichtigung 
von Ferien- und Feiertagen die minimale Frist von drei Monaten um drei Wochen zu 
verlängern ist. 
 
Am 2. Februar 2016 hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
entschieden, dass die gemischte Methode bei Personen, die wegen familiären Pflich-
ten die Erwerbstätigkeit reduzieren, das Diskriminierungsverbot verletzt 
(Nr. 7186/09). Die Eidgenossenschaft hat am 29. April 2016 die Verweisung der 
Rechtssache an die Grosse Kammer beantragt und bestritten, dass der EGMR die 
Kompetenz habe, diese Frage für die Schweiz zu beurteilen. Der Filterausschuss der 
Grossen Kammer des EGMR hat daraufhin am 4. Juli 2016 entschieden, dass er auf 
die Eingabe der Schweiz nicht eintrete, womit der Entscheid des EGMR in Rechts-
kraft erwachsen ist. Die Folge davon ist, dass die revisionsweise Aufhebung oder 
Herabsetzung einer Invalidenrente EMRK-widrig ist, wenn allein familiäre Gründe 
(die Geburt von Kindern und die damit einhergehende Reduktion des Erwerbspen-
sums) für einen Statuswechsel von vollerwerbstätig zu teilerwerbstätig mit Aufga-
benbereich sprechen. In diesen Fällen kann die gemischte Methode deshalb nicht 
mehr in der heutigen Form angewendet werden. Bei der vorliegenden Änderung der 
Verordnung vom 17. Januar 1961 über die Invalidenversicherung (IVV, SR 831.201) 
handelt es sich folglich um ein neues Berechnungsmodell der gemischten Methode. 
Während das heutige Berechnungsmodell eine überproportionale Berücksichtigung 
der Teilzeitarbeit im Erwerbsbereich aufweist (Berücksichtigung einerseits bei der 
Festlegung der Höhe des Valideneinkommens und andererseits nochmals bei der 
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anteilmässigen Gewichtung nach dem Teilzeitpensum), geht das neue Modell grund-
sätzlich von einer gleichwertigen Gewichtung der beiden Invaliditätsgrade im Er-
werbs- wie im Aufgabenbereich aus. Damit erfolgt eine stärkere Berücksichtigung der 
Einschränkungen im Erwerbsbereich. Dies führt tendenziell zu höheren Invaliditäts-
graden als bisher.  
 
Die Kantone sind eingeladen, zu den Ausführungen im erläuternden Bericht und zu 
allfälligen darin gestellten Fragen Stellung zu nehmen. 
 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html. 
 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  

sekretariat.iv@bsv.admin.ch 
 
Bitte geben Sie für allfällige Rückfragen unsererseits die bei Ihnen für das rubrizierte 
Geschäft zuständige Kontaktpersonen an. 
 
Für Rückfragen und allfällige Informationen stehen Ihnen Frau Alev Mor-Ikisivri (Tel. 
058 462 41 91) und Herr Ralf Kocher (Tel. 058 462 91 60), Bundesamt für Sozialver-
sicherungen, zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen  
 

 
 
Alain Berset 
Bundesrat 

https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html


 
 

 

 

 
Bern, 17. Mai 2017 
 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
Änderung der Verordnung über die Invalidenversicherung (IVV) –  
Invaliditätsbemessung für teilerwerbstätige Versicherte (gemischte Methode) 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat das EDI beauftragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, 
den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, Städte und Berggebie-
te, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft und den interessier-
ten Kreisen zu der geplanten Änderung der Verordnung über die Invalidenversiche-
rung (IVV) - Invaliditätsbemessung für teilerwerbstätige Versicherte (gemischte Me-
thode) - ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 11. September 2017, dies unter Beach-
tung von Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe a des Bundesgesetzes über das Vernehmlas-
sungsverfahren (VlG, SR 172.061), welcher vorsieht, dass unter Berücksichtigung 
von Ferien- und Feiertagen die minimale Frist von drei Monaten um drei Wochen zu 
verlängern ist. 
 
Am 2. Februar 2016 hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) 
entschieden, dass die gemischte Methode bei Personen, die wegen familiären Pflich-
ten die Erwerbstätigkeit reduzieren, das Diskriminierungsverbot verletzt 
(Nr. 7186/09). Die Eidgenossenschaft hat am 29. April 2016 die Verweisung der 
Rechtssache an die Grosse Kammer beantragt und bestritten, dass der EGMR die 
Kompetenz habe, diese Frage für die Schweiz zu beurteilen. Der Filterausschuss der 
Grossen Kammer des EGMR hat daraufhin am 4. Juli 2016 entschieden, dass er auf 
die Eingabe der Schweiz nicht eintrete, womit der Entscheid des EGMR in Rechts-
kraft erwachsen ist. Die Folge davon ist, dass die revisionsweise Aufhebung oder 
Herabsetzung einer Invalidenrente EMRK-widrig ist, wenn allein familiäre Gründe 
(die Geburt von Kindern und die damit einhergehende Reduktion des Erwerbspen-
sums) für einen Statuswechsel von vollerwerbstätig zu teilerwerbstätig mit Aufga-
benbereich sprechen. In diesen Fällen kann die gemischte Methode deshalb nicht 
mehr in der heutigen Form angewendet werden. Bei der vorliegenden Änderung der 
Verordnung vom 17. Januar 1961 über die Invalidenversicherung (IVV, SR 831.201) 
handelt es sich folglich um ein neues Berechnungsmodell der gemischten Methode. 
Während das heutige Berechnungsmodell eine überproportionale Berücksichtigung 
der Teilzeitarbeit im Erwerbsbereich aufweist (Berücksichtigung einerseits bei der 
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Festlegung der Höhe des Valideneinkommens und andererseits nochmals bei der 
anteilmässigen Gewichtung nach dem Teilzeitpensum), geht das neue Modell grund-
sätzlich von einer gleichwertigen Gewichtung der beiden Invaliditätsgrade im Er-
werbs- wie im Aufgabenbereich aus. Damit erfolgt eine stärkere Berücksichtigung der 
Einschränkungen im Erwerbsbereich. Dies führt tendenziell zu höheren Invaliditäts-
graden als bisher.  
 
Sie sind eingeladen, zu den Ausführungen im erläuternden Bericht und zu allfälligen 
darin gestellten Fragen Stellung zu nehmen. 
 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 
https://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html. 
 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  

sekretariat.iv@bsv.admin.ch 
 
Bitte geben Sie für allfällige Rückfragen unsererseits die bei Ihnen für das rubrizierte 
Geschäft zuständige Kontaktpersonen an. 
 
Für Rückfragen und allfällige Informationen stehen Ihnen Frau Alev Mor-Ikisivri (Tel. 
058 462 41 91) und Herr Ralf Kocher (Tel. 058 462 91 60), Bundesamt für Sozialver-
sicherungen, zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen  
 

 
 
Alain Berset 
Bundesrat 
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